
In den letzten 20 Jah-
ren hat sich die Si-
cherungsverwah-
rung (SV) von einem
juristischen Auslauf-
modell zu der Maß-
regel entwickelt, die
im Zentrum einer
Vielzahl politischer
Aktivitäten und ju-
ristischer Diskussio-
nen stand. Parallel

dazu ist in Deutschland die Anzahl der Si-
cherungsverwahrten von 176 im Jahr
1996 auf 492 Untergebrachte im Jahr
2013 gestiegen. Die Debatte darüber, was
Sicherungsverwahrung ist und wie bzw.
ab wann sie zu begründen sei, hat für die
Psychiatrie an Bedeutung gewonnen. In-
sofern ist diese Maßregel natürlich ein
Thema für die Psychiatrie. Offen ist je-
doch, ob das medizinische Fach der Psy-
chiatrie/Psychotherapie in der Lage ist,
die ihr vom Gesetzgeber auferlegte Rolle
auszufüllen:
Seit dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 4.5.2011 steht die SV vor einer
grundlegenden Reform, die unmittelbare
therapeutische Implikationen hat. Bis
dato war für ihre Anordnung das Sicher-
heitsinteresse der Allgemeinheit, die vor
rückfallgefährdeten, hochgefährlichen
Hangtätern geschützt werden soll, ent-
scheidend. Nun ist in Reaktion auf ein Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte aus 2010, das die nach-
trägliche Aufhebung der bis zum Gesetz
zur Bekämpfung von Sexualstraftaten gül-
tigen Höchstfrist von 10 Jahren als nicht
akzeptabel angesehen hat, in großer Eile
eine Intensivierung therapeutischer An-
sätze geplant bzw. umgesetzt worden.
Das Bundesverfassungsgericht forderte
nämlich, ohne dass dem Urteil entnom-
men werden kann, dass man sich mit der
therapeutischen Umsetzbarkeit dieser
Forderung auseinandergesetzt hätte, ein
freiheitsorientiertes Gesamtkonzept der
Sicherungsverwahrung mit klarer thera-

peutischer Ausrichtung auf das Ziel, die
von dem Untergebrachten ausgehende
Gefahr zu minimieren und auf diese Wei-
se die Dauer der Freiheitsentziehung auf
das unbedingt erforderliche Maß zu redu-
zieren. Interessanterweise verlief auch die
anschließende politische Ausgestaltung
dieses Gesamtkonzepts ohne Mitwirkung
von psychiatrischen und/oder psychothe-
rapeutischen Experten, obwohl die
DGPPN bereits zu einem frühen Zeitpunkt
angeboten hatte, sich an den erforderli-
chen Überlegungen zu beteiligen [1].
Somit war die Sicherungsverwahrung im
politischen Entscheidungsprozess kein
Thema für die Psychiatrie. Die fehlende
Mitwirkung von Therapieexperten hat
den juristischen und politischen Entschei-
dungsträgern die sachliche und auch rea-
listische Auseinandersetzung mit dem
Adressatenkreis der von ihnen angedach-
ten therapeutischen Bemühungen er-
spart. So konnte in der Diskussion außen
vor bleiben, dass es sich bei den Siche-
rungsverwahrten um in der Regel über
50-jährigeWiederholungs- bzw. Intensiv-
täter mit Sexual- und/oder Gewaltdelik-
ten handelt. Bei den Insassen wurden ein
früher Beginn kriminellen Handelns, eine
lange Lebenshaftzeit und zahlreiche Vor-
strafen vor der Anlasstat festgestellt [2, 3].
Insgesamt zeigt sich eine Klientel, die
durch ungünstige Milieueinflüsse geprägt
wurde und frühzeitig, letztlich aber auch
hartnäckig eine mangelhafte soziale Inte-
gration und robuste delinquente Verhal-
tensstile gezeigt hat. Zwar ist davon aus-
zugehen, dass beim weitaus überwiegen-
den Teil der Sicherungsverwahrten eine
psychiatrische Diagnose gestellt werden
kann [2, 3]. Dabei handelt es sich aber na-
hezu regelhaft um eine Antisoziale Per-
sönlichkeitsstörung und bislang existie-
ren keine hinsichtlich ihrer Wirksamkeit
empirisch belegten therapeutischen Kon-
zepte [4, 5] zur Behandlung dieser Stö-
rung.
Wenn ein Einbezug von Fachexperten
wirklich ein Thema gewesen wäre, hätten
diese außerdem mitteilen können, dass

die hohe Ausprägung des Merkmals psy-
chopathy [6] bei den Insassen, deren Wer-
te (z.B. 24 bei Basedikis et al. [7]) deutlich
über den Werten deutschsprachiger Häft-
lingsgruppen liegen, für eine einge-
schränkte therapeutische Erreichbarkeit
spricht und darüber hinaus auch thera-
pieschädigendes Verhalten erwarten lässt
[8]. Ganz unabhängig davon sind ange-
sichts des fortgeschrittenen Lebensalters
und der langen Haftzeiten der Sicherungs-
verwahrten auch Einflüsse der Institutio-
nalisierung zu beachten, die sich negativ
auf die Behandlungsmotivation und Be-
handelbarkeit auswirken können.
Vor diesem Hintergrund wird das im Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts ange-
dachte Ideal in der Praxis kaum umsetz-
bar sein. Vielmehr besteht die Gefahr,
dass die therapeutischen Bemühungen
ins Leere laufen, was Fachleute ohne Wei-
teres hättenmitteilen können, wenn denn
eine Berücksichtigung des psychiatrisch-
psychotherapeutischen Wissensstandes
ein Thema gewesen wäre. Stattdessen
blieb der von Kröber [9] skizzierte Mythos
eines therapeutischen Wunderstabs, mit
dem Persönlichkeitsstörungen, sexuelle
Deviationen, Dissozialität, Begierden und
Verhaltensstörungen geheilt werden kön-
nen, intakt. Die Vermutung liegt nahe,
dass das so gewollt war, denn bei Kon-
frontation mit den Realitäten dieser Maß-
regel wäre deutlich geworden, dass die
Ausführungen des Bundesverfassungsge-
richts allenfalls als Aufforderung angese-
hen werden können, Behandlungspro-
gramme für antisoziale Straftäter zu ent-
wickeln und diese parallel zu ihrer Ent-
wicklung in der Praxis zu evaluieren.
Stattdessen wurde jedoch von medizini-
schen Laien bei nach dem gegenwärtigen
Wissensstand schwer zu therapierenden
Personen eine Hoffnung auf Besserung
bzw. Entlassung geschürt, die vor dem
Hintergrund des aktuellen medizinisch-
psychotherapeutischen Sachstands nicht
zu begründen ist.
Wenn es wirklich um Entlassung gehen
würde, wären weniger psychiatrisch-psy-

Die Sicherungsverwahrung ist ein Thema
für die Psychiatrie – Kontra
Preventive Detention is a Psychiatric Issue – Contra

Elmar Habermeyer

Debatte: Pro & Kontra 353

Kontra

Debatte: Pro & Kontra… Psychiat Prax 2014; 41: 353–354

D
ie

se
s 

D
ok

um
en

t w
ur

de
 z

um
 p

er
sö

nl
ic

he
n 

G
eb

ra
uc

h 
he

ru
nt

er
ge

la
de

n.
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
 n

ur
 m

it 
Z

us
tim

m
un

g 
de

s 
V

er
la

ge
s.



chotherapeutische Interventionen und
Therapien wie Tataufarbeitung oder Em-
pathietraining erforderlich, sondern viel-
mehr ein intensives Übergangsmanage-
ment [9] bzw. ein therapeutisch begleite-
ter und gut vorbereiteter bzw. engma-
schig überwachter sozialer Empfangs-
raum [10]. Dem Gesetzgeber mag mit der
Psychiatrisierung der Sicherungsverwah-
rung die rasche Schließung einer Sicher-
heitslücke nach dem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte
gelungen sein. Für die unmittelbar Betrof-
fenen, also die zukünftigen „Patienten“
und ihre „Therapeuten“, dürfte der Weg
letztlich aber in eine Sackgasse führen.
Aus Sicht des Autors wurde die Chance
auf eine grundlegende Reform desMaßre-
gelvollzugs in Deutschland vertan. Es
steht zu befürchten, dass die Sicherungs-
verwahrung daher auch weiterhin ein –

allerdings problematisches – Thema für
die Psychiatrie bleiben wird.
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Sie haben eine eigene Meinung zu diesem
Thema? Dann schreiben Sie uns an:
psychiat-praxis@thieme.de!
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